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Widersprüchliche Haltung

Weil er die Verbindungsdaten von fast einer Million Bürger speichern und auswerten ließ,
hat der Dresdner Polizeipräsident Dieter Hanitsch jetzt seinen Stuhl räumen müssen. Bei
einer Funkzellenauswertung sind "von allen Handy-Besitzern", die sich am 19. Juni 2011
in der Dresdner Südvorstadt aufgehalten haben, "sämtliche eingehende und ausgehende
Anrufe  und SMS sowie  die  jeweilige  Position  erfasst  worden".  "Ursprünglich  habe die
Funkzellenauswertung nur zur Aufklärung eines schweren Landfriedensbruchs dienen sol-
len, hieß es. Die gesammelten Daten wurden dann aber auch bei Ermittlungen gegen an-
dere Menschen verwendet, denen lediglich die Störung der angemeldeten Nazi-Demons-
tration vorgeworfen wurde." [1] Andere Blätter sprechen sogar von mehr als einer Million
Datensätzen. [2] Die Staatsanwaltschaft in Dresden bezeichnet dieses Vorgehen mittler-
weile als juristisch nicht haltbar.

Genau davor haben die Menschen Angst, und genau deshalb wehren sie sich gegen die
sogenannte Vorratsdatenspeicherung von Telekommunikationsdaten. Dresden ist nicht der
erste Fall, bei dem Daten in rechtswidriger Art und Weise für andere als die ursprünglich
vorgesehenen Zwecke gesammelt und ausgewertet wurden. Viele nennen das - offenbar
zu Recht - Datensammelwut. Orwell lässt grüßen. Der Bürger werde, sofern man ohne
konkreten Anlass alle anfallenden Daten ein halbes Jahr lang speichere, einem unzulässi-
gen Generalverdacht ausgesetzt, sagen sie. Und man könne sich nicht auf gesetzliche
Schranken verlassen, denn einmal vorhandene Daten würden zu ihrem Missbrauch gera-
dezu einladen. Jedenfalls gibt es unstreitig entsprechende Wünsche.

So hat beispielsweise der damalige Generalbundesanwalt Kay Nehm im Jahr 2006 die
Freigabe der Maut-Daten zu Fahndungszwecken gefordert, obgleich diese laut Mautge-
setz ausschließlich zur Abrechnung vorgesehen sind. [3] "Diese Daten dürfen ausschließ-
lich zum Zweck der Überwachung der Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes verar-
beitet und genutzt werden. Eine Übermittlung, Nutzung oder Beschlagnahme dieser Daten
nach anderen Rechtsvorschriften ist unzulässig", heißt es dort in § 7 Abs. 2.

Bei der Polizei hat man dafür freilich wenig Verständnis. Die Vorratsdatenspeicherung sei
zur Aufklärung schwerer Verbrechen unbedingt notwendig. "Tatsache ist, dass die Polizei
Internet-Verbindungsdaten und Verkehrsdaten der Telekommunikation braucht, um wichti-
ge Informationen zum Täterverhalten, Tatstrukturen und möglichen Komplizen zu erhal-
ten", behauptet etwa die Deutsche Polizeigewerkschaft. [4] Den Gegnern der Vorratsda-
tenspeicherung wirft  die Berufsvertretung der Polizisten das Festhalten an "ideologisch
motivierten Auffassungen" vor.

Szenenwechsel: Die grün-rote Landesregierung in Baden-Württemberg hat in ihrem Koali-
tionsvertrag beschlossen, "eine individualisierte anonymisierte Kennzeichnung der Polizei
bei sog. 'Großlagen'" einzuführen. [5] Hintergrund sind wohl Fälle wie diese:

• "Drei Jahre nach polizeilichen Übergriffen auf Münchner Fußballfans hat die Gene-
ralstaatsanwaltschaft das Ermittlungsverfahren gegen die Beamten eingestellt. Es
seien 'keine zuordenbaren Schläge festzustellen',  heißt  es.  (...)  Es  ist  unstrittig,
dass Fans beim Amateurderby TSV 1860 gegen FC Bayern am 9. Dezember 2007
von Beamten des Unterstützungskommandos (USK) ohne erkennbaren Grund ge-
prügelt wurden. Allein, man konnte die Schläger unter den Helmen nicht identifizie-
ren." [6]



• "Im Fall von MM, der in einer Diskothek Opfer polizeilicher Misshandlung geworden
war, führte die fehlende Kennzeichnung der Polizeibeamten dazu, dass sie straf-
rechtlich  nicht  zur  Verantwortung gezogen  werden konnten.  Die  Polizeibeamten
führten einen Durchsuchungsbeschluss aus und nahmen Personen fest, die im Ver-
dacht standen,  die  gewaltsame Störung eines Fußballspiels  zu planen (…).  Die
Staatsanwaltschaft nahm kurz nach dem Vorfall von Amts wegen und aufgrund der
Strafanzeigen von 37 Personen, darunter MM und F, die Ermittlungen auf. Obwohl
die Staatsanwaltschaft  im Zuge dieser Ermittlungen feststellte,  dass es bei  dem
fraglichen Polizeieinsatz  zur  Anwendung unverhältnismäßiger  Gewalt  gekommen
war, wurde nicht einer der an der Stürmung der Diskothek beteiligten Polizisten an-
geklagt.  Am 15.  November 2006 stellte die Staatsanwaltschaft  ihre Ermittlungen
ein, weil die Täter nicht identifiziert werden konnten. Keiner der befragten Zeugen
war in der Lage, die Polizeibeamten zu identifizieren, da diese bei ihrem Einsatz
durch das Tragen von Gesichtsmasken nicht zuerkennen waren und keine nament-
liche Kennzeichnung beziehungsweise  Identifizierungsnummern getragen hatten.
(…) Das Land Berlin gestand die Unrechtmäßigkeit des Polizeieinsatzes indirekt
ein, da es in mindestens sechs Fällen, einschließlich dem von MM, Entschädigun-
gen für die während der Stürmung der Diskothek erlittenen Verletzungen zahlte.
Dieser Anspruch auf Schadensersatz besteht nur dann, wenn die Handlung, die zu
dem Schaden beziehungsweise den Verletzungen geführt hat, unrechtmäßig ist."
[7]

Und was sagt die Deutsche Polizeigewerkschaft in Baden-Württemberg zur angekündigten
anonymen Kennzeichnungspflicht? Die sei "für alle Polizeibeamtinnen und -beamten ein
Schlag ins Gesicht", echauffiert sie sich. [8] Und die Medien melden: "Die Deutsche Poli-
zeigewerkschaft (DPolG) wehrt sich massiv gegen einen solchen Generalverdacht und ge-
gen ein solch 'kollektiv-politisches Misstrauen gegen die Rechtmäßigkeit der Polizei'." [9]

Da begegnet er uns wieder, der Terminus "Generalverdacht". Bloß diesmal in einem ganz
anderen Kontext. Wenn Telekommunikationsdaten ein halbes Jahr lang gespeichert wer-
den sollen, ist der Generalverdacht, dem der Bürger dadurch ausgesetzt ist, nach Meinung
der DPolG irrelevant. Man brauche das eben zur Aufklärung. Wenn allerdings Polizisten
anonym gekennzeichnet werden sollen, ist das ein vollkommen inakzeptabler Generalver-
dacht. Hier ist kurioserweise die Aufklärung nebensächlich. Merke: Das "kollektiv-politische
Misstrauen gegen die Rechtmäßigkeit der Polizei" ist abzulehnen, das "kollektiv-politische
Misstrauen gegen die Rechtmäßigkeit des Bürgers" jedoch gerechtfertigt. Ist diese Hal-
tung nicht ein bisschen widersprüchlich?
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